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Editorial

„Ehre, wem Ehre gebührt oder wie vergesslich  
ist der Mensch“

„Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Mit Interesse habe ich in einem Spie-
gelartikel im Juni 2016 gelesen, dass 
der frühere Thüringer Ministerpräsident 
Dieter Althaus nach dem Vorschlag des 
CDU-Kreisverbandes Eichsfeld mit dem 
Thüringer Verdienstorden geehrt wer-
den soll. Er habe, so die Begründung, 
durch eine solide Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik Thüringen in eine gute Aus-
gangsposition gebracht. 

Ob und aus welchen Gründen diese 
Ehrung in der Staatskanzlei auf Vorbe-
halte stößt, mag dahingestellt bleiben. 
Ich möchte mir auch keineswegs eine 
Beurteilung anmaßen, ob dem früheren 
Ministerpräsidenten diese Würdigung 
aufgrund seiner Leistungen und Ver-
dienste zusteht.

Dennoch gibt es Anlass, ein kleines 
Segment der Leistungen und Ver-
dienste näher zu betrachten, wobei die 

Bewertung nicht von mir stammt. Der 
Thüringer Rechnungshof hat sich ein 
Jahr lang ausführlich mit der Prüfung 
„Kommunalisierung in der Thüringer 
Sozialverwaltung (Behindertenfeststel-
lungsverfahren nach § 69 SGB IX) be-
schäftigt. Das nun vorliegende Ergebnis 
stellt dieser Behördenreform von 2008 
ein verheerendes Zeugnis aus, oder 
wie im Artikel des Freien Wortes vom 
19.7.2016 formuliert: „Die Reform der 
Sozialverwaltung durch die frühere 
CDU-Regierung unter Ministerpräsident 
Dieter Althaus war ein Reinfall“. 

Vor der Kommunalisierung waren die 
drei Versorgungsämter (VÄ) in Suhl, Er-
furt und Gera für das Feststellungsver-
fahren nach dem SGB IX zuständig. Sie 
wurden ebenso wie das in Suhl ansässi-
ge Landesamt für Soziales und Familie 
(LASF) aufgelöst. 

Der Rechnungshof hat im Rahmen sei-
ner Erhebungen festgestellt, dass mit 
dem derzeitigen Verfahren bisher die 
Ziele des Gesetzgebers nicht erreicht 
worden seien. Insgesamt habe die Auf-
lösung des Landesamtes sowie der 
Versorgungsämter und die Übertragung 
des Schwerbehindertenfeststellungs-
verfahrens auf die Kommunen zu einer 
Personalmehrung geführt. Das Ziel ei-
ner Kostensenkung sei ebenso verfehlt 
wie der zahlenmäßige Abbau zuständi-
ger Verwaltungsstellen. Soweit nur die 
Ebene des Landes betrachtet werde, in 
der von vormals vier Landeseinrichtun-
gen (das LASF und die drei VÄ in Erfurt, 
Gera und Suhl) auf nunmehr zwei Ein-
richtungen (TLVwA in Weimar und Suhl) 
reduziert wurde, könne eine organisa-
torische und personelle Verschlankung 
der Landesverwaltung gesehen werden. 

Diese Betrachtungsweise sei aber nicht 
zielführend. Die Verwaltungen auf kom-
munaler Ebene seien ebenso Bestand-
teil der staatlichen Verwaltung wie die 
Behörden auf Landesebene. 

Bei Betrachtung des gesamten re-
formierten Verwaltungsablaufs im 
Schwerbehindertenfeststellungsverfah-
ren könne weder eine organisatorische 
noch eine personelle Verschlankung der 
Verwaltung festgestellt werden. Aus or-
ganisatorischer Sicht seien die Verwal-
tungsaufgaben nunmehr auf insgesamt 
24 Einrichtungen verteilt, weder eine 
Einsparung von Leitungsstellen noch 
eine Reduzierung von Schnittstellen im 
Entscheidungsprozess sei hier erkenn-
bar.

Tatsächlich hätten die Schließung des 
LASF/VÄ und die nachfolgende Auf
gabenverlagerung auf verschiedene 
Aufgabenträger zu erheblichen Mehr-
kosten geführt. Insgesamt seien für 
diese geänderte Organisation der So-
zialverwaltung in 2008 bis 2012 rund 
30 Mio.  Mehrkosten aufgelaufen.

Die Kritik des Rechnungshofes geht 
aber auch ins Detail: Neben der positi-
ven Feststellung, dass gegenüber 2007 
eine – wenn auch nicht signifikante 
-Verfahrensbeschleunigung messbar 
vorläge, sei der Aspekt der bürger-
näheren Aufgabewahrnehmung ohne 
erheblichen Aufwand objektiv nicht 
feststellbar. Die grundsätzliche Mög-
lichkeit einer wohnortnahen Antragstel-
lung war vor der Organisationsreform 
ebenfalls gegeben.

Auf die Probleme im Zusammenhang 
mit ärztlichen (externen) Gutachtern, 
Qualitätssicherung und einheitlicher 
Rechtsanwendung, auf die unsere 
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Gewerkschaft schon 2008 ausführlich 
hingewiesen hat, möchte ich in diesem 
Zusammenhang nicht weiter eingehen.

Ohne Häme oder Genugtuung aber mit 
dem heute bestätigten sicheren Be-
wusstsein, dass die damalige Kritik der 
GdV konstruktiv und fachlich begrün-
det war, wären dem Land Thüringen 
beträchtliche Mehrkosten und den Be-
schäftigten erhebliche Belastungen er-
spart geblieben. Auszeichnungen oder 
Orden für nicht berücksichtigte konst-
ruktive, wirtschaftliche und kostenspa-
rende Konzepte von Gewerkschaften 
und betroffenen Beschäftigten gibt es 
leider nicht. 

Ich kann in diesem Zusammenhang 
nur voller Überzeugung den Appell des 
GdV- Landesverbandes Thüringen un-
terstreichen:

„Die Politik wäre gut beraten die 
Kompetenz der Beschäftigten bei 
den Umbrüchen und Veränderungen 
in den Verwaltungen zu nutzen. 

Ohne die Kompetenz der Beschäf-
tigten geht es nicht, sie sind die Ex-
pertinnen und Experten ihrer Arbeit 
und wissen, worum es geht und was 
verbessert werden kann. Die Betei-
ligung der Beschäftigten bei Verän-
derungen verbessert nicht nur die 
Qualität der Arbeit, sondern führt 
auch zu mehr Arbeitszufriedenheit 
und Engagement. Die Thüringer Lan-
desregierung ist deshalb gut beraten, 
für die Verwaltungs-, Funktional- und 
Gebietsreform eine Beteiligung der 
Beschäftigten vorzusehen, da dies 
zu unvermeidlichen Auswirkungen 
auf die Bediensteten, die Aufgaben-

erfüllung durch die Verwaltung und 
nicht zuletzt auf die Akzeptanz bei 
den Bürgerinnen und Bürgern führen 
wird“.

Ein Appell, der zweifelsfrei nicht nur 
für weitere Reformschritte in Thürin-
gen, sondern auch ganz aktuell für die 
geplante Kommunalisierung der Ver-
sorgungsverwaltung in Brandenburg 
Beachtung finden sollte, um sich in ei-
nigen Jahren die Beantwortung eines 
umfassenden Prüfberichtes des Lan-
desrechnungshofes Brandenburg zu 
ersparen. Aber bis dahin ist vielleicht 
schon wieder eine andere Landesregie-
rung in Amt und Würden, die mit dieser 
Entscheidung nichts zu tun hatte.“

Eduard Liske 
GdV-Bundesvorsitzender

Fachartikel

Kein Thema zum Ignorieren oder Verschweigen:
Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst
Von Eduard Liske, GdV-Bundesvorsitzender, Fulda

In den vergangenen Wochen und Ta-
gen sind die Medien gefüllt mit Berich-
ten und Artikeln  über schreckliche 
Amoktaten und terroristische Anschlä-
ge mit vielen Toten und Verletzten.

Auch wenn diese Taten andere Dimen-
sionen und andere Ursachen haben, 
bleibt festzustellen, dass Gewalt in un-
serer Gesellschaft leider zur Tagesord-
nung gehört.

Es sind auch die furchtbaren Tötungs-
delikte an Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes in den vergangenen 
Jahren, die das Thema „Gewalt gegen 
Beschäftigte des öffentlichen Diens-
tes“ nicht nur für den dbb in den Fokus 
rücken lassen.

Mitte März 2016 schoss ein älterer 
Mann in Hessen einem Gerichtsvollzie-
her in den Kopf, als der zur Vollstre-
ckung anrückte. Im September 2014 
erschoss ein Steuerberater im Finanz-
amt von Rendsburg in Schleswig-Hol-
stein einen Beamten. Der Angreifer 
meinte, die Behörde sei für seine finan-
zielle Misere verantwortlich. Im Dezem-
ber 2014 erstach ein Mann im Jobcen-
ter von Rothenburg ob der Tauber in 

Bayern einen Mitarbeiter – aus Verär-
gerung über ein Gutachten und 2015 
erschießt ein Landwirt einen Mitarbei-
ter des Veterinäramtes in Nauen. Diese 
Fälle, deren Aufzählung sich leider 
noch fortsetzen ließe, machen deutlich, 
dass es nicht nur Polizisten sind, die in 
ihrem täglichen Einsatz zunehmend mit 
Gewalt konfrontiert sind.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
gesamten Bereich des öffentlichen 
Dienstes sehen sich regelmäßig in stei-
gendem Maße Beleidigungen, Anfein-
dungen, Handgreiflichkeiten und Ag-
gressivität ausgesetzt. Quer durch alle 
Bereiche des öffentlichen Dienstes, 
angefangen bei Polizisten, Justizvoll-
zugsbeamten, Beschäftigten in Arbeits 
– und Finanzämtern und Job-Centern 
über Richter und Lehrer bis hin zu Feu-
erwehr und Rettungskräften: Sie alle 
erleben im Einsatz  verbale, psychi-
sche und physische Übergriffe. 

Der dbb thematisierte dieses wichtige 
Thema in der Öffentlichkeit bereits an-
lässlich seiner Jahrestagung vom 11. – 
13. Januar des vergangenen Jahres 
mit dem Ziel, Gewalt gegen Beschäf-

tigte des öffentlichen Dienstes zu äch-
ten und mit Nachdruck zu unterbinden. 

Über diese Zielsetzung bestand bei al-
len Beteiligten, bei Arbeitgebern, bei 
Arbeitnehmervertretern und Politikern 
– von Bundesinnenminister Dr. Thomas 
de Maiziere bis hin zur nordrhein-west-
fälischen Ministerpräsidentin Hannelo-
re Kraft – uneingeschränktes Einver-
nehmen.

Nicht zuletzt durch diese Sensibilisie-
rung der Politik kündigte der Bundesin-
nenminister an, das Ausmaß der Ge-
walt gegenüber Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes zu erfassen, die 
Ursachen zu beleuchten und Lösungs-
möglichkeiten zu diskutieren. 

Eine vom Bundesministerium des In-
nern (BMI) und dem Deutschen Beam-
tenbund (dbb) initiierte, hervorragend 
besetzte und gut besuchte Konferenz 
über die „Gewalt gegen Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes“  fand am 5. 
April 2016 im BMI in Berlin statt. Dabei 
wurde von den Veranstaltern auch ein 
Blick über den deutschen Tellerrand 
hinaus geworfen. Renommierte Vertre-
ter aus Frankreich wie Marylise Leb-
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ranchu, Ministerin für Dezentralisierung 
und öffentlichen Dienst der Republik 
Frankreich und Jean-Claude Delage, 
Generalsekretär Alliance Police natio-
nale berichteten über die Entwicklung 
im Nachbarland.

Dabei wurde deutlich, dass das Phä-
nomen „Gewalt gegen Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst“ keineswegs ein 
deutsches, sondern offensichtlich auch 
ein Problem in anderen europäischen 
Ländern ist.

Es bestand uneingeschränktes Einver-
nehmen, dass diese erschreckende 
Entwicklung inakzeptabel sei und ent-
schieden dagegen vorgegangen wer-
den müsse.

Die Komplexität des gesamten The-
mas, von den Ursachen bis zu den Lö-
sungsansätzen, wurde im Laufe der 
Diskussionen sehr deutlich. Ob ein ge-
nereller Werteverfall bis zur Relativie-
rung der Autorität und des Gewaltmo-
nopols des Staates oder die 
grundsätzliche Infragestellung von Au-
toritäten: Es wurde eine Vielzahl von 
Ursachen ausgemacht, die zu der heu-
tigen Situation geführt haben.

Das zunehmende Erleben von Gewalt 
in jedweder Form im sozialen Umfeld, 
insbesondere in der Medienvielfalt und 
speziell auch im Internet gilt ebenso als 
Ursache wie die zunehmende Erzie-
hung der Kinder zum „ichbezogenen 
Verhalten“ und dem damit verbunde-
nen Verlust von Eigenschaften wie 
Rücksichtnahme, Höflichkeit und Res-
pekt gegenüber dem Mitmenschen.

Aber ähnlich komplex wie die Ursa-
chen müssen auch die Lösungsansät-
ze aussehen: So waren sich alle Refe-
renten einig, dass Kernaufgabe die 
Veränderung des gesellschaftlichen 
Klimas sein müsse. „Anspruchsden-
ken, Egoismus und Aggressionsbereit-
schaft müssten zurückgedrängt wer-
den, wenn der Zusammenhalt unseres 
Gemeinwesens langfristig gesichert 
werden soll, eine wesentliche Aufgabe 
von Familie, Kindergarten und Schule“. 

Eine Herausforderung – nein – eine 
Herkulesaufgabe, die mir angesichts 
sich ausbreitender Globalisierung und 
eines sich verschärfenden Raubtierka-
pitalismus (Gewinnmaximierung statt 
sozialer Verantwortung; Human Re-
sources statt Mensch) ausgesprochen 
schwierig erscheint.

Mit dem Hinweis auf Schuldenbremsen 
wird durchgängig Personal abgebaut, 
welches dann bei immer anspruchsvol-
leren Aufgaben und komplexerer 
Rechtsmaterie in den Schulen, Kinder-
gärten und Behörden fehlt.

So stellt der Deutsche Berufsverband 
für soziale Arbeit (DBSH) zutreffend 
fest: „Da Politik in dem mittlerweile in 
Deutschland herrschenden angelsäch-
sischen Kapitalismus scheinbar nicht 
mehr in der Lage sei, soziale Belange 
ausreichend zu fördern und mit ent-
sprechenden Finanzen und Personal 
auszustatten, müsse die Gesellschaft 
der Politik verdeutlichen, dass sie eine 
solche Politik der sozialen Kälte nicht 
weiter akzeptiere.

Die wünschenswerte Entwicklung wird 
also dauern, bis sie sich gesellschaft-
lich niederschlägt, so dass auch prag-
matische und kurzfristige Lösungsan-
sätze greifen müssen. Auf die 
inzwischen bereits eingeleiteten organi-
satorischen, baulichen und technischen 
Maßnahmen wurde hingewiesen:

Deeskalationsschulungen, Bodycams, 
Alarmsysteme, Fluchttüren, Großraum-
büros etc. sind schon – wenn auch 
noch nicht flächendeckend – durchge-
führt, eingebaut oder angewendet. Be-
gleitend zu diesen Maßnahmen ist eine 
konsequente Gesetzgebung und –
noch viel wichtiger – eine konsequente 
Gesetzesanwendung zwingend erfor-
derlich. Es ist nur schwer nachvollzieh-
bar, wenn tagtäglich Polizisten, Lehrer 
oder andere Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes beschimpft, bespuckt 
oder bedroht werden, was oft zu kei-
nen oder nur geringen strafrechtlichen 
Konsequenzen führt, weil weltfremde 
Richter das mögliche Strafmaß für die 
strafrechtlichen Vergehen nicht sach-
gerecht ausschöpfen. Darüber hinaus 
wären beschleunigte Verfahren hilf-
reich.

Aber auch schon unterhalb dieser 
Schwelle, bei den Behörden selbst ist 

ein konsequentes Handeln und Verfol-
gen von Delikten in allen Hierarchiestu-
fen zwingend erforderlich. Wenn Schul- 
oder Behördenleiter Anzeigen oder 
Rückmeldungen über gewalttätige Vor-
kommnisse nicht weiterleiten oder ver-
folgen, fühlen sich Beschäftigte im 
Stich gelassen.

Es bleibt festzustellen, dass das The-
ma „Gewalt gegen Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst“ als Dauerthema den 
öffentlichen Dienst in den zukünftigen 
Jahren – vielleicht sogar verstärkt – be-
schäftigen wird und die BMI/dbb Kon-
ferenz in Berlin als wichtiger Impuls zu 
betrachten ist. 

Mit Interesse und Freude habe ich zur 
Kenntnis genommen, dass die Deut-
sche Beamtenbund-Jugend NRW (dbb 
jugend nrw) mit einer aktuellen Kampa-
gne „Gefahrenzone Öffentlicher 
Dienst“ das Thema aufgenommen (sie-
he auch S. 38) und über die aktuelle 
Situation informiert (www.angegriffen.
info/die-kampagne) hat. Neben der all-
gemeinen Information über Grund, 
Sinn und Zweck der Kampagne wird 
mit einem Zeitstrahl Umfang und Aus-
maß der gewalttätigen Übergriffe ver-
deutlicht. In einem Kummerkasten 
kann man Berichte von Betroffenen le-
sen oder selbst einen Beitrag verfas-
sen. Neben den News bietet ein Ratge-
ber ein umfassendes Sortiment von 
rechtlichen Hinweisen bis zu Hand-
lungs- und Hilfsmöglichkeiten. 

Eine überaus gelungene und praxisge-
rechte Kampagne, auf die möglichst 
viele Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes zugreifen und mitwirken soll-
ten.

Staatssekretär Hans Georg Engelke (BMI) mit dem GdV- Bundesvorsitzenden (links im Bild) an-
lässlich der Konferenz von BMI und dbb am 5.4.2016 in Berlin.
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Fachartikel

Autorität des Staates in Gefahr?  
Dienstleister in Ämtern und Behörden Zielscheibe von Gewalttaten
Von Arnim Franke, Bad Neuenahr

Es vergeht kaum ein Tag in diesem 
Land, an dem nicht über brutale Terror-
akte, widerwärtige Gewalttaten und 
hemmungslose Aggressivität im Fern-
sehen, Hörfunk oder in Zeitungen be-
richtet wird. Insbesondere im Internet 
tobt sich die Aggression mit Worten 
unter dem Deckmantel der Anonymität 
mehr als ehrverletzend aus. Hier sei an 
Konfuzius erinnert, der vor mehr als 
zweieinhalbtausend Jahren sagte:

„Wenn die Worte nicht stimmen, stim-
men die Begriffe nicht. Wenn die Be-
griffe nicht stimmen, wird die Vernunft 
verwirrt. Wenn die Vernunft verwirrt ist, 
gerät das Volk in Unruhe. Wenn das 
Volk unruhig wird, gerät die Gesell-
schaft in Unordnung. Wenn die Gesell-
schaft in Unordnung gerät, ist der Staat 
in Gefahr.“

Unordnung im Staat – oder besser un-
ter den Staatsdienern – lässt sich mitt-
lerweile belegbar und Angst einflößend 
feststellen. Der Hang zur Aggressivität 
in der Gesellschaft nimmt zu.  Die mar-
tialischen Schlagzeilen im Blätterwald 
sprechen für sich: 

Arzt von Patient erschossen. Mitarbei-
terin im Jobcenter durch Messeratta-
cke getötet. Polizist durch Steinwurf 
am Kopf schwer verletzt. Gerichtsvoll-
zieher bei Hausbesuch erschossen. 
Justizvollzugsbeamter als Geisel ge-
nommen und schwer verletzt. Mitarbei-
ter im Finanzamt durch tätlichen Angriff 
schwer verletzt. Krankenkassenange-
stellte von Patienten attackiert.

Es ist kaum zu glauben und schon gar 
nicht zu verstehen, dass im öffentli-
chen Dienst Beschäftigte, die für ande-
re Menschen im Krankenhaus, beim 
Rettungsdienst, bei der Feuerwehr, im 
Klassenzimmer, beim Polizeieinsatz 
oder im Jobcenter Dienstleistungen 
erbringen, ihnen helfen und sie schüt-
zen, dafür beschimpft, gedemütigt und 
sogar getötet werden. Die Zahl der 
Übergriffe – auch im privaten Bereich – 
nahm inzwischen beängstigende Aus-
maße an. Auffällig auch: Immer mehr 
jugendliche Straftäter verüben Gewalt-
taten.  Die Mehrzahl der – auch nicht 
gerade üppig bezahlten – Beschäftig-

ten fühlt sich ohnmächtig und von der 
Politik allein gelassen.

Die dbb jugend von Nordrhein-Westfa-
len griff diese schockierende Entwick-
lung vor einiger Zeit auf und machte 
„Mehr Schutz und Sicherheit für Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst“ zu 
ihrem Hauptthema (siehe auch S. 36). 
Sie berichtete über den Ist-Zustand, 
zeigte auf, wo es Übergriffe gibt und 
wie die Politik dazu Stellung bezieht. 
Ferner wird darüber informiert, wo An-
ti-Gewalt-Aktionen stattfinden und wer 
weitere Informationen und Hilfe anbie-
tet. Im öffentlichen Dienst zu arbeiten, 
dürfe nicht weiter gefährlich sein, so 
die Beamtenjugend.

Seitdem folgten zahlreiche plakative 
und öffentlichkeitswirksame Protestak-
tionen, Appelle an und intensive Ge-
spräche mit Politikern sowie eine lan-
desweite Umfrage unter den dbb 
Mitgliedsverbänden. Nicht zuletzt die 
Ergebnisse der Umfrage belegten, dass 
in nahezu allen Bundesländern Gewalt 
gegen Mitarbeiter/innen im öffentlichen 
Dienst längst keine Lappalie mehr ist, 
sondern bedrückende Realität. 

Thema der Innenministerkonferenz

Die von der Deutschen Beamten-Ju-
gend NRW als „Gefahrzone öffentlicher 
Dienst“bezeichnete Kampagne rückte 
längst auf die Tagesordnung der Innen-
ministerkonferenz. Die Mehrzahl der 
Innenminister brachten sich zu diesem 
Thema bereits in Stellung.

Als Erster preschte Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann vor. Im Mai 
2016 veröffentlichte er eine aktuelle 
Statistik zur „Gewalt gegen Polizeibe-
amte und Rettungskräfte.“

Danach nahm die Zahl der gewalttäti-
gen Angriffe gegen Polizisten und Ret-
tungskräfte im vergangenen Jahr in 
Bayern zu. So gab es im Freistaat im 
vergangenen Jahr 6.919 Fälle von ver-
baler oder physischer Gewalt gegen 
Polizisten, 3,1 Prozent mehr als 2014. 
Auch die Gesamtzahl der Straftaten 
gegen Rettungskräfte stieg 2015 in 
Bayern um sieben Prozent auf 198 
(2014: 185).

Eine besorgniserregende Entwicklung, 
„die wir nicht hinnehmen“, machte 
Herrmann deutlich.

Der Minister forderte vor allem deutlich 
härtere Strafen. Hier müsse der 
Rechtsstaat ohne Zögern seine Zähne 
zeigen und konsequent durchgreifen, 
um weitere potenzielle Gewalttäter ab-
zuschrecken, heißt es in einer Presse-
mitteilung des bayerischen Innenminis-
teriums. Dazu gehören laut Herrmann 
beispielsweise Strafverschärfungen 
beim Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte wie die Einführung von 
Mindestfreiheitsstrafen von mindes-
tens drei Monaten und eine Anhebung 
des Strafrahmens auf fünf Jahre.

Nach dem neuen Landeslagebild wur-
den allein in Bayern im vergangenen 
Jahr 14.928 Polizistinnen und Polizis-
ten angegriffen (2014: 14.531). Statis-
tisch gesehen, so das Innenministeri-
um, ist auch 2015 wieder mindestens 
jeder dritte bayerische Polizeibeamte 
beleidigt, bespuckt, bedroht, geschla-
gen oder getreten worden“, betonte 
Herrmann.

Rund 41 Prozent der Gewaltvorfälle 
waren Beleidigungen, 30 Prozent Kör-
perverletzungsdelikte und 19 Prozent 
Widerstände gegen Polizeivollzugsbe-
amte. Als besonders erschreckend be-
zeichnete Herrmann acht versuchte 
Tötungsdelikte (2014: 6). 

Die Anzahl der durch Angriffe verletz-
ten Polizisten stieg um 8,7 Prozent auf 
2.051, so der Minister weiter. ein neuer 
Höchststand.

Am häufigsten betroffen ist laut Minis-
terium mit 83 Prozent der Angriffe der 
Wach- und Streifendienst. Davon wa-
ren rund 86 Prozent der Täter männ-
lich, mehr als 67 Prozent standen unter 
Alkohol- oder Drogeneinfluss. Der 
überwiegende Teil der gewalttätigen 
Übergriffe habe an Wochenenden in 
größeren Städten stattgefunden. 

Nach den Worten Herrmanns seien die 
Erkenntnisse zur Gewalt gegen Polizei-
beamte und Rettungskräfte ein wichti-
ger Bestandteil für die Fortentwicklung 
der umfangreichen Aus- und Fortbil-
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dungsmaßnahmen. Beispielsweise 
hätten die bayerischen Hilfsorganisati-
onen flächendeckend spezielle Dees-
kalationsschulungen in ihre Fortbil-
dungsprogramme aufgenommen. 

Verbesserung der Polizeiausrüstung

Auch die bayerische Polizei passe die 
regelmäßigen Einsatztrainings kontinu-
ierlich an. Dazu kämen spezielle örtli-
che Einsatzkonzeptionen – gerade in 
Bereichen mit auffälliger Gewalthäu-
fung.

Besondere Bedeutung misst der Minis-
ter einer weiteren Verbesserung der 
Polizeiausrüstung bei. So seien bei-
spielsweise im vergangenen Jahr rund 
2.800 Beamtinnen und Beamte der 
Einsatzeinheiten der bayerischen Poli-
zei für 5,5 Millionen Euro mit einem neu 
entwickelten Einsatzanzug mit einer 
speziellen Schlag- und Stichschutz-
ausrüstung ausgerüstet worden.

Schließlich soll demnächst in allen 
Streifenwagen die ballistische Schutz-
ausstattung um einen zusätzlichen 
Oberarm- und Schulterschutz sowie um 
einen ballistischen Helm ergänzt wer-
den. Die verbesserte Zusatzausstattung 
böte Schutz bei Gewehren mit militäri-
scher Munition und sei in dieser Dimen-
sion einmalig in ganz Deutschland.

Zusätzlich ist nach Angaben des baye-
rischen Innenministers ein Pilotversuch 
mit Body-Cams bei den Polizeipräsidi-
en München, Schwaben Nord und 
Oberbayern Süd geplant. Dies wird 
auch in anderen Bundesländern in Er-
wägung gezogen.

Auch aufgrund einer deutlich erkenn-
baren Videoüberwachung erhofft sich 
das Ministerium eine höhere Hemm-
schwelle, Polizeibeamte anzugreifen. 
Zusätzlich werde das Einsatzgesche-
hen durch Bild und Ton genau doku-
mentiert.

Abschließend betonte Joachim Herr-
mann, dass es bei Gewalttaten gegen 

Polizeibeamte auch deutliche Verbes-
serungen bei den Fürsorgeleistungen 
gebe. Als erstes Bundesland habe 
Bayern seit Anfang 2015 die Regelung, 
dass der Freistaat bei Schmerzens-
geldansprüchen der von Gewalt betrof-
fenen Polizisten in Vorleistung gehe. 
Die Beamten kämen so sicher und 
schnell an ihr Geld, auch wenn die Tä-
ter zahlungsunfähig seien.

Zudem leiste der Dienstherr in be-
stimmten Fällen Sachschadensersatz. 
Auch komme die Bagatellgrenze in 
Höhe von 75 Euro bei Polizisten, die im 
Einsatz durch Gewalttaten geschädigt 
wurden, inzwischen nicht mehr zur An-
wendung.

Nach Zeitungsmeldungen sollen Body-
Cams künftig auch Sachsen-Anhalts 
Polizisten vor Gewalt schützen sollen. 
Der Landesvorsitzende der Deutschen 
Polizeigewerkschaft in Sachsen-An-
halt, Wolfgang Ladebeck, auch Vorsit-
zender des ddb Landesverbandes, 
hofft, dass dadurch die Hemmschwel-
le, Polizisten im Einsatz zu attackieren 
steigen werde. Denn der Angreifer 
müsse befürchten, dass er gefilmt wer-
de und sein Angriff als Beweismittel 
vor Gericht dienen könne.

Auf mögliche Kritik von Datenschüt-
zern, die darin einen Eingriff in das 
Recht der informationellen Selbstbe-
stimmung sähen, reagierte der Polizei-
gewerkschafter gelassen. Sicher träfen 
hier zwei verfassungsrechtlich ge-
schützte Rechte aufeinander: das 
Recht des Polizisten auf seine körperli-
che Unversehrtheit sowie das Recht 
des Bürgers auf informationelle Selbst-
bestimmung. Deshalb sei eine klare 
gesetzliche Grundlage für den Einsatz 
der Körperkameras nötig. Damit Body-
Cams kein „ausuferndes Überwa-
chungsinstrument“ werden, müssten 
Datenschutzprobleme von Beginn an 
mitgedacht werden, gab Ladbeck zu 
bedenken. Bei der Videoaufzeichnung 
und bei der Datenauswertung seien 
hohe Transparenzmaßstäbe anzulegen. 
Nach Auffassung Polizeigewerkschaf-
ters dürften Body-Cams aber nicht 
isoliert betrachtet werden, sondern 
seien Teil bereits existierender Sicher-
heitsmaßnahmen. 

Auf die Prüfung des Einsatzes von Bo-
dy-Cams bei der Landespolizei im 
Rahmen eines Modellversuchs hätten 
sich nach Mitteilung des ddb Sachsen-
Anhalt CDU, SPD und Grüne im Koali-
tionsvertrag geeinigt. Dazu soll die ge-
setzliche Grundlage für einen 
Probebetrieb von maximal zwei Jahren 
in den drei kreisfreien Städten Magde-
burg, Halle und Dessau-Roßlau ge-

schaffen werden. Innenminister Holger 
Stahlknecht wolle einen entsprechen-
den Gesetzentwurf nach der parlamen-
tarischen Sommerpause in den Land-
tag einbringen. 

Fortschreitender Autoritätsverlust 
des Staates

Auch die 87. Justizministerkonferenz 
im brandenburgischen Nauen themati-
sierte Anfang Juni den zunehmenden 
Widerstand gegen Amtsträger und Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes 
sowie gegen Mitarbeiter der Rettungs-
dienste und des Katastrophenschut-
zes. Besonders besorgt zeigten sich 
die Justizminister der Union über teils 
vollkommen anlasslose Gewalt und die 
Behinderung von Rettungseinsätzen, 
so heißt es in einer Pressemitteilung 
des Justizministeriums.

Die Justizministerin von Mecklenburg-
Vorpommern, Uta-Maria Kuder, bewer-
tete es als ein wichtiges Zeichen, dass 
sich die Justizminister für einen ver-
besserten Schutz derjenigen aussprä-
chen, die darauf achteten, dass Geset-
ze eingehalten werden. Der geltende § 
113 StGB sei bislang nur bei Vollstre-
ckungshandlungen anwendbar. Nicht 
aber, wenn Bedienstete des Staates 
wegen ihrer Dienstausübung ebenso in 
der Freizeit angegriffen würden. Wich-
tig sei auch, den Personenkreis auf 
Amtsträger und Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes zu erweitern.

Sachsens Justizminister Gemkow 
meinte, es sei nicht hinnehmbar, dass 
Polizisten, Feuerwehrleute und Notärz-
te zur Zielscheibe von gewaltsamen 
Übergriffen oder bei ihren Einsätzen 
behindert würden. Vorschläge zur Ver-
besserung des strafrechtlichen Schut-
zes lägen auch aus Sachsen schon seit 
Langem auf dem Tisch. Es werde Zeit, 
dass das Bundesjustizministerium ei-
nen konsensfähigen Gesetzesentwurf 
vorlege.

Auch der bayerische Justizminister 
Prof. Winfried Bausback räumte ein, 

Selbst Notärzte werden bei ihrem Einsatz mit-
unter beschimpft.

Auch Mitarbeiter/innen beim Ordnungsamt 
müssen sich nicht selten wüste Beleidigungen 
anhören.
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dass Gewalt gegenüber Polizeibeam-
ten, aber auch gegenüber anderen 
Mitarbeitern im öffentlichen Dienst und 
Einsatzkräften von Feuerwehr und Ret-
tungsdienst immer mehr zunehme. 
Dies sei eine besorgniserregende Ent-
wicklung, die Ausdruck eines leider 
immer weiter fortschreitenden Autori-
tätsverlusts des Staates und seiner 
Repräsentanten sei. Dem müsse sich 
die Politik entschlossen entgegenstel-
len und denjenigen den Rücken stär-
ken, die tagtäglich für die Sicherheit 
der Menschen und das Gemeinwohl im 
Einsatz seien.

Zahlreiche Initiativen der dbb jugend 
nrw 

Im Rahmen zahlreicher in diesem Jahr 
von der ddb jugend nrw veranstalteten 
Podiumsdiskussionen bezogen auch 
Abgeordnete des nordrhein-westfäli-
schen Landtages mehr oder minder 
klare Position zum Thema Gewalt im 
öffentlichen Dienst.

So etwa der innenpolitische Sprecher 
der SPD, Thomas Stotko. Auch er stell-
te fest, was zahlreiche Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst jeden Tag zu spüren 
bekommen: Anfeindungen, Nötigung 
oder Schläge. Lange hätten zahlreiche 
Arbeitgeber und die Politik dezent 
weggeschaut. Nun setze langsam ein 
Umdenken ein. Der mangelnde Res-
pekt vor Dritten sei im Innen- wie auch 
im Unterausschuss des Düsseldorfer 
Landtages mittlerweile ein beherr-
schendes Thema, bemerkte der Abge-
ordnete und machte deutlich, jeder 
dieser Gewaltakte sei eine Straftat und 
müsse verfolgt werden. Dazu müssten 
die Gerichte den vorhandenen Ermes-
sensspielraum zur Bestrafung besser 
ausschöpfen.

Junge Polizisten aus Nordrhein-West-
falen wussten allerdings zu berichten, 
wie schwierig gerade dies sei. Manche 
seien bis zu drei Mal beleidigt, mehr-
fach geschlagen worden und hätten 
auch Mut bewiesen und Anzeige er-
stattet. 

Sich durch Anzeigen gegen das Un-
recht zu wehren, sei aber fast aus-
sichtslos, berichteten die jungen Be-
amten weiter. So sei eine Beleidigung 
eingestellt worden, da der Täter da-
nach in die Psychiatrie eingewiesen 
worden sei. Ihm, dem Täter, sei schon 
zuvor Unzurechnungsfähigkeit testiert 
worden. Auch anderen Beleidigungen 
sei man nicht nachgegangen. Etliche 
Verfahren würden eingestellt mit der 
Begründung, dass kein öffentliches In-
teresse vorläge. 40.000 Polizisten 
müssten mit dieser Erfahrung leben, 

berichteten frustrierte NRW-Beamte 
und forderten die Politik zum Handeln 
auf. 

Dieser Auffassung stimmte der Lan-
despolitiker Stotko zu. Überall dort, wo 
Beleidigungen und Übergriffe toleriert 
würden, ohne dass es zu einer Anzeige 
kommt, werde nichts geschehen. Eine 
„Kultur des Hinschauens“ sei nötig so-
wie die Unterstützung durch den 
Dienstherrn. Mit seiner Unterschrift 
unter die Anzeige eines Mitarbeiters 
drücke dieser seine Unterstützung aus 
und könne so dem Ganzen Nachdruck 
verleihen. 

Vor mehr als zwölf Jahren legte Werner 
Lohn, Sprecher im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss der CDU im NRW-
Landtag, nach eigenen Angaben seine 
Polizeiuniform ab. Der heutige Landes-
politiker verfolge aber noch immer in-
tensiv, was die Kolleginnen und Kolle-
gen bei ihrer Arbeit erleben müssten.

Der ehemalige Leiter einer Ausbil-
dungseinheit stellte im Juli vor der dbb 
jugend fest, dass die Gewalt gegen öf-
fentliche Bedienstete vor 20 Jahren 
noch kein Thema gewesen sei. Heut-
zutage hingegen würden nicht nur Poli-
zisten angegriffen, sondern auch Ret-
tungskräfte und Sanitäter.

Dies schockierende Bild der aktuellen 
Lage in den Ämtern und Behörden sei 
kein Aushängeschild, mit dem sich ins-
besondere junge Menschen für den öf-
fentlichen Dienst gewinnen ließen. Aus 
seiner Zeit als Kriminalhauptkommissar 
wisse der Landtagsabgeordnete Wer-
ner Lohn genau, wie es sich anfühle, 
grundlos angegriffen zu werden.Kons-
terniert nehme er zur Kenntnis, dass es 
vor allem Uniformträger seien, die als 
Vertreter des Staates angegriffen wer-
den. Die Einstellung der Menschen zu 
den Staatsdienern habe sich grundle-
gend gewandelt. Statt ihnen mit Res-
pekt und Anerkennung zu begegnen, 
würden sie zunehmend attackiert.

Auch der CDU-Landespolitiker forderte 
ein höheres Strafmaß und eine bessere 
Sozialisierung der Gewalttäter. Zudem 
sei es nötig, auch Beleidigungen mit in 
die Strafstatistik aufzunehmen und die-
se Statistik auf alle Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes auszudehnen.

Sowohl die politische Führung als auch 
die Behördenleiter/innen müssten 
amtsübergreifend  zusammenarbeiten. 
Niemand dürfe sich zurücklehnen und 
darauf hoffen, dass sich das alles von 
selbst erledigt. Auch Politiker auf 
höchster Ebene seien gefordert, das 
Problem zu benennen und darauf auf-
merksam zu machen.

Personifizierung des Staates

Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
seien die Personifizierung des Staates 
betonte der Landtagsabgeordnete und 
Sprecher für Haushalts- und Finanzpo-
litik im Düsseldorfer Landtag von 
Bündnis 90/Die Grünen, Martin-Sebas-
tian Abel in einer Diskussionsrunde im 
April in Duisburg. Vor allem Uniformträ-
ger seien leicht als Vertreter des Staa-
tes zu erkennen. Für wütende oder ge-
waltbereite Bürger sei dies offenbar 
eine Art Hinweisschild zum Draufschla-
gen.

Auch innerhalb der Verwaltung, in den 
Büros drohten nicht selten Prügel. Dort 
müssten mitunter sehr schwierige Ent-
scheidungen weitergegeben oder ver-
treten werden. Zahlreiche Beschäftigte 
aus Sozialämtern, Arbeitsämtern oder 
Ausländerbehörden wüssten hierüber 
einiges zu berichten. Wenn Leistungs-
kürzungen mitgeteilt oder etwa Asylan-
träge vermutlich abgelehnt werden 
müssten, führe dies manchmal zu 
„überschießenden Reaktionen“, so die 
Mitarbeiter/innen in diesem Tätigkeits-
bereich. 

Gewalt sei auch immer ein gesamtge-
sellschaftliches Phänomen, betonte 
der Abgeordnete Abel. Genau so wie 
Gewalt im Fußballstadion nicht losge-
löst diskutiert werden könne, müsse 
auch Gewalt gegen Staatsdiener nur 
im Kontext gesamtgesellschaftlicher 
Fragen betrachtet werden.

Hier sei die Zivilgesellschaft gefragt. 
Jugendliche müssten unterstützt wer-
den, wenn sie Gewalterfahrungen ge-
macht hätten, damit sie nicht selbst auf 
die schiefe Bahn gerieten. Schließlich 
müsse es mehr Bildungseinrichtungen 
und Möglichkeiten zur sportlichen Be-
tätigung geben. Der Gewalt müsse mit 
einem Mix aus Prävention und Repres-
sion begegnet werden. Dafür seien 
nach Auffassung des Landespolitikers 
die Kultur, der Sport und ein Konsens 
unter den „Vernünftigen“ notwendig. 
Aber auch die Politik sei gefragt, denn 
viele Menschen hätten das Vertrauen in 
staatliche Institutionen verloren. Es 
müsse deshalb viele kleine Schritte 
geben, um das wieder zu verändern.

Auch bei den FDP-Politikern im Düs-
seldorfer Landtag stieß die Aktion der 
ddb jugend nrw auf großes Interesse. 
Die Politik dürfe die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst nicht allein lassen, 
so die FDP. Die Partei sagte weitere 
Treffen zu, um gemeinsam wirksame 
Gegenmaßnahmen ins Auge zu fassen. 
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Aus der Gewerkschaftsorganisation

Große Resonanz auf GdV-Fachseminar 
„Schwerbehindertenrecht“
Weitere Veranstaltungen geplant

Ganz bewusst entschied sich die Ge-
werkschaft der Sozialverwaltung (GdV) 
als Fachgewerkschaft dazu, in diesem 
Jahr ein Seminar für die Gewerk-
schaftsmitglieder anzubieten, die im 
Aufgabenbereich „Schwerbehinderten-
recht – SGB IX“ tätig sind. Die überra-
gende Resonanz bei den Anmeldun-
gen machte schnell deutlich, dass 
diese Entscheidung genau richtig war.

Für die begrenzten Teilnehmerplätze 
lagen doppelt so viele Anmeldungen 
vor, so dass leider nicht alle Interes-
senten/innen teilnehmen konnten. Die 
Veranstaltung fand vom 24. bis 26. 
April 2016 im dbb forum Siebengebirge 
in Königswinter statt. 

Zwanzig Seminarteilnehmer/innen wur-
den am Anreisetag vom GdV-Bundes-
vorsitzenden Eduard Liske herzlich 
begrüßt. Anschließend erfolgte der ers-
te Teil des Vortrages „Versorgungs
medizin-Verordnung (VersMedV)“ von 
Ruth Böhr, Leitende Ärztin Abt. Sozia-
les – Regierungspräsidium Gießen. 
Themenschwerpunkt waren die Grund-
lagen der ärztlichen Feststellung im 
Hinblick auf GdB und Merkzeichen. Die 
Ärztin stellte zunächst Schulungs

unterlagen zu verschiedenen Gesund-
heitsstörungen mit den jeweiligen Be-
wertungskriterien gem. der Versor- 
gungsmedizin-Verordnung (VersMedV) 
vor. Die anschließende Präsentation 
des „Arbeitskompendiums der versor-
gungsmedizinisch tätigen Leitenden 
Ärztinnen und Ärzte der Länder und 
Bundeswehr“ ergänzte den Themen-
bereich. Eine anschließende rege Dis-
kussion und der Erfahrungsaustausch 
aller Teilnehmer/innen aus den unter-
schiedlichen Versorgungsverwaltungen 
komplettierten den ersten Seminartag.

Ruth Böhr setzte am nächsten Vormit-
tag ihren interessanten und informati-
ven Vortrag fort. In einer anschließen-
den Fragerunde wurden offene Fragen 
der Teilnehmer geklärt und die Refe-
rentin Böhr gab einen kleinen Einblick 
in die geplante 6. Änderungsverord-
nung der Versorgungsmedizinverord-
nung.

Nach der Mittagspause startete André 
Reichenbächer, Fachdienstleiter – 
Kommunaler Sozialverband Sachsen, 
mit seiner Schulung zum Thema „Ver-
fahrensrecht (SGB IX)“. Inhaltliche 
Schwerpunkte lagen hierbei in der 

Feststellung nach dem SGB IX, der 
Korrektur von fehlerhaften Bescheiden 
sowie dem Anhörungsverfahren mit 
Hilfe von Fallbeispielen aus der Praxis. 
Den Teilnehmern wurde entsprechen-
des Infomaterial zur Verfügung gestellt. 
Gerade die Beispiele zeigten hier die 
unterschiedlichen Vorgehens- und 
Bearbeitungsweisen der anwesenden 
Landes- und Kommunalverwaltungen 
bei der Durchführung eines Bundesge-
setzes auf.

Am letzten Tag des Fachseminars wur-
den die noch offenen Fragen der Teil-
nehmer besprochen. Abschließend er-
folgte die Verabschiedung durch den 
GdV-Bundesvorsitzenden Eduard Lis-
ke mit einer kleinen Feedback-Runde. 
Die Resonanz war durchweg positiv 
und jeder/jede Teilnehmer / in konnte 
etwas Neues in seinen / ihren Ar-
beitsalltag mitnehmen.

Im Hinblick auf diese erfolgreiche Ver-
anstaltung wurde angeregt, die Ge-
werkschaft möge ähnliche thematische 
Planungen auch für die nächsten Jahre 
in Angriff nehmen. 

Eine Empfehlung, der die GdV gerne 
folgen will. 

Mit großem Interesse folg-
ten die zwanzig Teilnehmer/
innen dem GdV-Fachseminar 
zum Thema „Schwerbehin-
dertenrecht“. Rechts im Bild 
der GdV-Bundesvorsitzende 
Eduard Liske
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Personalnachrichten

Horst Bodmann †
Am 21. April  verstarb der frühere Lan-
desvorsitzende der GdV-Niedersach-
sen, Horst Bodmann, im Alter von 73 
Jahren. 

1962 trat Horst Bodmann als Inspek
toranwärter in die Versorgungsverwal-
tung ein.

Da ihn die Gewerkschaftsarbeit inter-
essierte, übernahm er sofort eine Auf-
gabe in der Jugendgruppe der GdV in 
Hannover. Nachdem er seit 1973 als 
stellvertretender Landesvorsitzender in 
Hannover tätig war, übernahm er 1987 
den Landesvorsitz.

Von 1976 bis 1984 war Kollege Bod-
mann stellvertretender Vorsitzender 
des Bezirkspersonalrates.  

Seit 1968 übernahm er eine Tätigkeit 
beim Rechenzentrum des Landesver-
sorgungsamtes Niedersachsen und hat 

maßgeblich an der Datenverarbeitung 
mitgearbeitet und deren Erfolg weit
gehend gestaltet.

Sowohl die Versorgungsverwaltung auf 
Landes- wie auch auf Bundesebene 
hat Kollege Bodmann weitgehend ge-
prägt. Sein Rat war sehr gefragt im 
Bundeshauptvorstand der GdV, dem er 
seit 1987 angehörte.

Die Fachgewerkschaft verlor mit Horst 
Bodmann ein engagiertes Mitglied, das 
jederzeit bereit war, mit Rat und Tat 
mitzuwirken.

Deshalb spricht die Gewerkschaft ihm 
nochmals Dank und Hochachtung aus 
für seinen großartigen Einsatz zum 
Wohle der Kolleginnen und Kollegen. 
Die GdV wird Horst Bodmann ein 
ehrendes Andenken bewahren.

Heinz Türk

Profitieren Frauen von der Digitalisierung 
der Arbeitswelt? 

GdV-Brandenburg

„Digitalisierte Welt: Frauen 4.0 – rund 
um die Uhr vernetzt?“, so das span-
nende Thema der diesjährigen Fachta-
gung der dbb-bundesfrauenvertretung. 
Für die Gewerkschaft der Sozialverwal-
tung (GdV) nahmen die GdV-Landes-
vositzende von Brandenburg, Doreen 
Hübner, sowie die Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte der GdV-Bran-
denburg Frauke Dunz teil. 

Die mittlerweile 12. frauenpolitische 
Fachtagung fand am 12. April in Berlin 
statt.

Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung, wurde wieder 
einmal mehr ihrem Namen und der 
langjährigen Erfahrung gerecht und 
hielt eine feurige und emotionsvolle 
Eröffnungsrede. Sie wies darauf hin, 
dass die bestehenden gesetzlichen 
Mitbestimmungsrechte an die Erfor-

dernisse einer zunehmend digitalisier-
ten und entgrenzten Arbeitswelt ange-
passt werden müssten. 

Nach Schätzungen nutzen inzwischen 
etwa 54 % der Beschäftigten in 
Deutschland bei ihrer Arbeit den Com-
puter. Die E-Mail hat natürlich auch im 
öffentlichen Dienst dem Brief den Rang 
abgelaufen. Trotz allem steht die Digi-
talisierung im öffentlichen Dienst noch 
ziemlich am Anfang. Perspektivisch 
wird sich der Umschwung in den 
nächsten Jahren jedoch auch hier voll-
ziehen. 

Der digitale Wandel ist dabei eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Dieje-
nigen, die für einen funktionsfähigen 
Staat und das Gemeinwesen verant-
wortlich zeigen, müssen in die Debatte 
einbezogen werden. Gerade in diesen 
Bereichen arbeiten vorrangig Frauen. 

Vor allem Frauen mit Familienpflichten 
profitierten laut Bundesarbeitsministe-
rin Andrea Nahles von der zunehmen-
den Digitalisierung der Arbeitswelt. Mit 
Hilfe neuer Kommunikationstechniken 
und -methoden lasse sich die Berufs-
tätigkeit zeitlich und räumlich besser 
an die Familiensituation anpassen.

Nach offiziellem Beginn der Veran
staltung sprachen Christine Morgen-
stern, Abteilungsleiterin der Abteilung 
„Gleichstellung“ im Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) und Klaus Dauder-
städt, Bundesvorsitzender dbb beam-
tenbund und tarifunion, ihre Grußworte. 

Spannende Vorträge gaben Impulse 
zum Tagungsmotto „Digitalisierte Welt: 
Frauen 4.0 – rund um die Uhr vernetzt? 
Chancen erkennen, Risiken benen-
nen!“. Dr. Kira Marrs vom Institut für 

Aus den Landesverbänden
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Auf Einladung des Fuldaer CDU-Bun-
destagsabgeordneten Michael Brand 
reisten 15 GdV-Mitglieder des Hessi-
schen Amtes für Versorgung und Sozia-
les Fulda im Frühjahr nach Berlin. Da 
jeder Bundestagsabgeordnete für sol-
che Besuchsfahrten über einen Etat aus 
Mitteln des Bundespresseamtes ver-
fügt, konnten sämtliche Kosten abge-
deckt werden.Dazu gehörten: 
ICE-Bahnreise, Unterbringung, Verpfle-
gung und Busfahrten.

In seiner Begrüßung vor Ort dankte 
MdB Brand den Fuldaer Amtsange
hörigen für deren großartiges Engage-
ment bei der Einrichtung und Betreuung 
einer Flüchtlingsunterkunft (Zeltstadt), 
die sich für einige Monate in unmittelba-

rer Nähe der Behörde befand ( wir be-
richteten herüber). Die dort 
übernommene Verantwortung und der 
über die Maßen hinaus geleistete Ein-
satz hätten ihn, Brand, nachhaltig be-
eindruckt.

Das Besuchsprogramm orientierte sich 
an sehr interessanten politischen Ge-
sichtspunkten:

•	 �Stadtrundfahrt durch die Bundes-
hauptstadt (verteilt auf zwei Be-
suchstage),

•	 �Gedenkstätten Hohen-
schönhausen und Bernau-
er Straße,

•	 �Stadtrundgang in Pots-
dam und Gedenkstätte 
Cecilienhof,

•	 �Diskussion und Fototermin 
mit MdB Brand im Paul-
Löbe-Haus,

•	 �Spree-Schifffahrt und 
Abendessen mit Michael 
Brand auf einem Sightsee-
ing-Schiff,

•	 �„Kuppelbesuch“ im Reichstagsge-
bäude sowie

•   ein Nachmittag zur freien Verfügung.

Für die GdV-Reisegruppe aus Fulda 
war der Ausflug nach Berlin ein beein-
druckendes und unvergessliches Er-
lebnis. Deren Dank geht an alle 
Organisatoren und insbesondere an 
Michael Brand, der mit seiner Einla-
dung dieses großartige Ereignis er-
möglicht hatte.

Sozialwissenschaftliche Forschung 
(ISF) München e. V. referierte zum The-
ma „Frauen in der digitalen Arbeitswelt 
von morgen“, Prof. Dr. Klaus Hurrel-
mann von der Hertie School of Gover-
nance widmete sich der Frage „Gene-
ration Y goes Public Service: Was 
erwarten junge Frauen von öffentlichen 
Arbeitgebern?“. 

So vorteilhaft ein Heimarbeitsplatz und 
damit eine flexible Arbeitszeit beispiels-
weise für die Pflege von Kindern oder 
Eltern auch sei, berge dies auch Gefah-

ren: „Wer weniger Zeit im Büro ver-
bringt, wird seltener bei Beförderungen 
berücksichtigt“ und weiter: „Die Mög-
lichkeit, von zu Hause aus zu arbeiten, 
darf nicht dazu führen, dass sich Be-
schäftigte verpflichtet fühlen, rund um 
die Uhr zur Verfügung zu stehen“. Auch 
im öffentlichen Dienst müssten sich die 
Gesetze des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes an die sich wandelnden 
Arbeitsumstände anpassen.

In der Podiumsrunde „Gute Arbeit wei-
terdenken, Frauen mitdenken!“ am 

Nachmittag, diskutierten Lena-Sophie 
Müller, Geschäftsführerin der Initiative 
D21 e. V., Michael Niehaus, Fachgrup-
pe „Wandel der Arbeit“, Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 
Anke Schwitzer, Vorsitzende der dbb 
Grundsatzkommission Personalvertre-
tungsrecht und Sandra Kothe, Vorsit-
zende der dbb jugend. Die Moderation 
übernahm Andreas Ulrich vom rbb.

Abschließend forderte die dbb bundes-
frauenvertretung auch unter Berück-
sichtigung der umfassenden Digitali-
sierung in der Arbeitswelt die 
Umsetzung eines Gender Mainstrea-
ming (sinngemäß: Berücksichtigung 
von unterschiedlichen Lebenssituatio-
nen und Interessen von Frauen und 
Männern) in allen Bereichen des öffent-
lichen Lebens. Gleichzeitig will sie sich 
für mehr Chancengerechtigkeit und 
Frauen in Führungspositionen einset-
zen. 

Frauke Dunz,	  
Vorstandsmitglied sowie Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte des GdV-
Landesverbandes Brandenburg

Bundeshauptstadt begeisterte  
GdV-Mitglieder aus Hessen 

GdV-HESSEN

Der CDU-Bundestagsabge-
ordnete Michael Brand

Doreen Hübner und Frauke Dunz: die GdV-Landesverbandsvorsitzende (links) sowie das Vor-
standsmitglied und die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte

Die GdV-Mitglieder des hessischen Amtes für Versorgung 
und Soziales Fulda freuten sich über den Berlin-Besuch 
und stellten sich gerne dem Fotografen.
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Der Vorsitzende des GdV-Landes
verbandes Sachsen, Michael 
Welsch, kritisiert im folgenden 
Interview das Desinteresse vieler 
insbesondere junger Menschen, 
sich aktiv für eine Sache zu 
engagieren: beispielsweise als 
Mitglied in einer Gewerkschaft. 
Zwar würden Serviceleistungen 
gerne in Anspruch genommen.  
Mit dem Anbieter solcher Dienst
leistungen wolle aber niemand 
etwas zu tun haben. Ein Trend der 
Zeit.

Die Fragen stellte Arnim Franke.

 „Die Sozialverwaltung: 	  
Wie beurteilen Sie als Vorsit-
zender des GdV-Landesver-

bandes Sachsen die zukünftige Ent- 
wicklung Ihrer Fachgewerkschaft?

Michael Welsch 	  
Die Kommunalisierung der Staatli-
chen Sozialverwaltung durch die 
Verwaltungs- und Funktionalreform 
2008 hat erhebliche Auswirkungen 
auf unseren Verband gehabt, auch 
wenn sich dies nicht unmittelbar auf 
die Mitgliederzahlen ausgewirkt hat. 

Auch im digitalen Zeitalter, wo viele 
Prozesse elektronisch abgewickelt 
werden, kann eine Fachgewerk-
schaft nach meiner Überzeugung 
eine ihrem Selbstverständnis ge-
recht werdende Wirkung nur entfal-
ten, wenn sie im Rahmen adäquater 
Verwaltungsstrukturen wirken kann. 
Insoweit sehe ich den GdV-Landes-
verband Sachsen, und das spiegelt 
auch die Herkunft der Neumitglieder 
wider, auf dem Weg zu einem Ver-
band der Beschäftigten des Kom-
munalen Sozialverbandes Sachsen, 
schließlich sind das Landesversor-
gungsamt und das Integrationsamt 
seinerzeit dort aufgegangen. Eine 
zahlenmäßig starke Belegschaft an 
zwei Standorten und der ausschließ-
liche Charakter als Sozialverwaltung 
bieten gute Voraussetzungen im vor-
genannten Sinne.

Die Sozialverwaltung: 	  
Viele, insbesondere kleinere Gewerk-
schaften, haben mit Mitglieder-
schwund zu kämpfen. Es fehlen 
insbesondere junge Menschen, die 

sich gewerkschaftlich organisieren. 
Wie stellt sich in Ihrem Landesverband 
die Situation dar und wie erklären Sie 
sich das Desinteresse vieler Arbeitneh-
mer/innen?

Michael Welsch 	  
Der Mitgliederschwund ist zumindest 
momentan noch nicht einmal das 
Problem. Was fehlt, ist Engagement, 
ist aktiv zu sein, eine Funktion zu 
übernehmen. Die Gewerkschaft wird 
als eine Art ADAC oder Alpenverein 
angesehen – man ist Mitglied und 
für seine Beiträge partizipiert man 
an Serviceleistungen, z. B. dem Füh-
ren von Tarifverhandlungen, Rechts-
schutz und schnellen Informationen 
(das spiegelte auch unsere anonyme 
Mitgliederbefragung nach der Ver-
waltungsreform wider), ansonsten 
will man aber nicht viel mit dem An-
bieter dieser Serviceleistungen zu 
tun haben.

 Selbst für das Einstehen für ureigene 
Arbeitnehmerinteressen (Mahnwa-
chen, Demos, Warnstreiks) holt man 
kaum jemanden hinter dem sprich-
wörtlichen Ofen hervor. 

In unserem Landesverband äußert 
sich das darin, dass personelle Ver-
änderungen in der Vorstandschaft 
bisher nur in homöopathischen Do-
sen erfolgt sind, ich selbst bin seit 
fast 20 Jahren Landesvorsitzender. 
Aber diese Probleme haben Sport- 
und andere Vereine in der Mehrzahl 
wohl auch. 

Die Sozialverwaltung: 	  
Verfügen Sie über ein Netzwerk hinein 
in andere Institutionen, deren Interessen 
ähnlich gelagert sind? Können Sie sich 
somit auch auf politischer Ebene nach-
haltig bemerkbar machen?

Michael Welsch 	  
Die GdV wird im öffentlichen Kontext 
kaum wahr genommen. Die Aktivis-
ten treten über ihre Mitarbeit in den 
Gremien des Sächsischen Beamten-
bundes und ihre Personalratstätigkeit 
in Erscheinung. Im Rahmen der Inter-
essenbündelung unter dem Dach des 
Sächsischen Beamtenbundes fühlen 
wir uns vernünftig vertreten, zumal 
das Beamtenrecht ja in Landeshoheit 
liegt. Diese Gemeinschaft ist gerade 
für uns als kleine Fachgewerkschaft 

wichtig. Im Rahmen unserer Möglich-
keiten beteiligen wir uns am Funktio-
nieren des Landesbundes.   

Die Sozialverwaltung: 	  
Mit welchen Problemen wird die GdV 
in Sachsen künftig zu kämpfen haben? 

Michael Welsch 	  
Die Aufgabenfelder liegen eindeutig 
im Tarifgeschäft und in der Bewah-
rung des Berufsbeamtentums. Das 
wiederum ist nur mit dem Landes-
bund zu stemmen. Problematisch 
wird es mit der inneren Struktur des 
Verbandes: 

Gut ein Drittel unserer Mitglieder ist 
60 und älter. Da mit dem Eintritt in 
den Ruhestand fast immer auch die 
Mitgliedschaft im Verband aufgekün-
digt wird, ist davon auszugehen, dass 
sich in Zukunft die Mitgliederzahl 
deutlich verringern wird. Wegen der 
eingangs erwähnten Strukturprob-
lematik stellt sich schon die Frage, 
quo vadis? Entwicklung hin zu einem 
Verband der Beschäftigten des Kom-
munalen Sozialverbandes Sachsen 
oder Fusion mit einer anderen Fach-
gewerkschaft auf Landesebene. Hier 
darf es auf Landesebene keine Denk-
verbote geben. 

Gewerkschaft ist kein Alpenverein
Es fehlt am persönlichen Engagement

GdV-Sachsen

Michael Welsch, Landesvorsitzender des GdV-
Sachsen
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Die Sozialverwaltung: 	  
Am 28.Juni 2016 befasste sich das 
Bundeskabinett mit dem Entwurf zum 
Bundesteilhabegesetz (BTHG). Damit 
kann das BTHG in das parlamentari-
sche Verfahren eingebracht und dem 
Bundestag vorgelegt werden. Während 
Bundesarbeitsministerin Nahles von 
einem „Meilenstein“ spricht, haben je-
doch zahlreiche Behinderte das Gefühl, 
mit ihren Bedürfnissen nicht gehört zu 
werden. Wie beurteilen Sie als Persön-
licher Referent des Beauftragten der 
Sächsischen Staatsregierung für die 

Belange von Menschen mit Behinde-
rungen diese Gesetzesvorlage?

Michael Welsch 	  
Das Gesetz ist ein Schritt zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention in Deutschland, der 
durchaus Chancen beinhaltet. Nicht 
mehr, aber auch nicht weniger, auch 
wenn sich die Gesetzesbegründung 
wie das Nonplusultra der Teilhabe 
liest. Die Behindertenbeauftragten 
des Bundes und der Länder haben 
sich zuletzt im Juni 2016 mit der 
„Saarbrücker Erklärung“ hinter die 

Forderungen des Deutschen Behin-
dertenrates gestellt. 

Die Neuformulierung des anspruchs-
berechtigten Personenkreises für 
den Bereich der Eingliederungshilfe 
mit zahlreichen neuen unbestimmten 
Rechtsbegriffen sorgt für Unsicher-
heit, es hakt aus meiner Sicht auch 
gesetzessystematisch: Verbleib der 
Hilfe zur Pflege im SGB XII und eine 
daraus resultierende unterschied
liche Einkommens- und Vermögens-
heranziehung, das Zwangspoolen 
von Leistungen, der gesetzgeberi-
sche Stillstand bezüglich betroffener 
Minderjähriger, etliche Landesrechts-
vorbehalte und -ermächtigungen 
sind nicht sachdienlich.

Auf die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den zuständigen Verwal-
tungen sehe ich einen gehörigen 
Mehraufwand beim Vollzug zukom-
men.

Zu begrüßen ist insbesondere die 
Einführung eines Budgets für Arbeit, 
aus Gewerkschaftssicht natürlich 
auch die Verbesserungen zur Inte-
ressenvertretung der Arbeitnehmer 
mit Behinderungen, die Werkstatt-
beschäftigten beziehe ich hier aus-
drücklich ein.

Insgesamt bleibt zu hoffen, 
dass im parlamentarischen 
Verfahren einschließlich der 
Bundesratsbefassung noch 
Nachbesserungen erfolgen. 

Landesvorstand der GdV Sachsen, v.l.nr.: Andreas Gierth, André Reichenbächer, Birgit Frick, 
Michael Welsch, Helga Loefke und Ralf Gerold.

Aus der Rechtsprechung

Bundessozialgericht - B 9 SB 1/14 R 

Urteil des 9. Senats vom 11.8.2015 
vorgehend: 
LSG Nordrhein-Westfalen -  
L 10 SB 154/12 
SG Dortmund - S 3 SB 453/09 

Auch psychische Störungen, die sich 
spezifisch auf das Gehvermögen 
auswirken, können zu einer erheb
lichen Beeinträchtigung der Bewe-
gungsfähigkeit im Straßenverkehr 
führen, auch wenn sie Anfallsleiden 
oder Orientierungsstörungen nicht 
gleichzusetzen sind.

Bei der 1969 geborenen Klägerin hatte 
der beklagte Landkreis zuletzt einen 

Grad der Behinderung (GdB) von 50 
festgestellt. Die Klage, mit der die Klä-
gerin einen höheren GdB als 50 sowie 
das Merkzeichen G begehrte, hat das 
SG unter Hinweis auf ein nervenärztli-
ches Gutachten abgewiesen. Auf die 
Berufung der Klägerin hat das LSG den 
Beklagten zur Feststellung des allein 
noch begehrten Merkzeichens G verur-
teilt und sich auf ein sozialmedizini-
sches Gutachten gestützt. Von der 
organischen Funktionalität her sei die 
Klägerin nicht daran gehindert, ohne 
erhebliche Schwierigkeiten oder eine 
Gefahr für sich oder andere ortsübliche 
Wegstrecken von ca zwei Kilometern 
Länge zu Fuß und über 30 Minuten zu-

rückzulegen. Jedoch bestehe bei ihr 
auf Grund eines Fibromyalgie-Syn-
droms eine Schmerzproblematik. Die 
Klägerin sei überzeugt von ihren Ein-
schränkungen und auf die körperlichen 
Einschränkungen fixiert, wobei die 
Schmerzwahrnehmung durch psycho-
gene Prozesse deutlich verstärkt wer-
de. Die Dauerleistungsfähigkeit mit der 
Vorgabe von zwei Kilometern in 30 Mi-
nuten sei zu keiner Zeit ohne erheb
liche, nicht zumutbare Schmerzen zu 
bewältigen. 

Mit seiner Revision rügt der beklagte 
Landkreis, die Klägerin erfülle nicht die 
Voraussetzungen der Beispielsfälle der 
Anlage zu § 2 VersMedV für die Inan-

3/2013 Nr. 3

Aus den Presseinformationen des Bundessozialgerichts
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spruchnahme des Merkzeichens G. 
Das bei ihr vorhandene Schmerzsyn-
drom sei den dort genannten Fällen 
nicht vergleichbar. Die krankheitsbe-
dingte Überzeugung von einer Ein-
schränkung der Gehfähigkeit reiche 
ebenso wenig wie die Angst vor 
Schmerzen. 

Der Senat hat die Revision des beklag-
ten Landkreises zurückgewiesen. Die 
Klägerin hat Anspruch auf Feststellung 
des Merkzeichens G. Sie ist wegen 
ihrer psychischen Behinderung durch 
das Fibromyalgie-Syndrom, die so
matoforme Störung und Schmerzprob-
lematik schwerbehindert. Ihre psy
chische Behinderung wirkt sich 
unmittelbar auf das Gehvermögen aus, 
so dass die Klägerin eine im Ortsver-
kehr üblicherweise noch zu Fuß zu-
rückzulegende Wegstrecke von etwa 
zwei Kilometern in 30 Minuten nicht 
mehr zurücklegen kann. Das BSG hat 
entschieden, dass auch psychische 
Störungen, die sich spezifisch auf  
das Gehvermögen auswirken, zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung der Be-
wegungsfähigkeit im Straßenverkehr 
führen können, auch wenn sie Anfalls-
leiden oder Orientierungsstörungen 
nicht gleichzusetzen sind. 

Anspruch auf den Nachteilsausgleich 
G hat über die genannten Regelbei-
spiele hinausgehend auch der schwer-
behinderte Mensch, der nach Prüfung 
des einzelnen Falles aufgrund anderer 
Erkrankungen mit gleich schweren 
Auswirkungen auf die Gehfunktion und 
die zumutbare Wegstrecke (vgl zur 
„Generalklausel“ Löbner Sozialrecht 
aktuell 2015, 5, 8) dem beispielhaft 
aufgeführten Personenkreis gleichzu-
stellen ist. Teil D Nr 1 AnlVersMedV 
enthält keine abschließende Listung in 
Betracht kommender Behinderungen 
aus dem Formenkreis einzelner medizi-
nischer Fachrichtungen, sondern er-
fasst etwa auch psychische Behinde-
rungen. Dies legt schon der - noch der 
gesetzlichen Altregelung in § 60 Abs 1 
S 1 Schwerbehindertengesetz (SchwbG) 
aF entsprechende - Wortlaut (Teil D Nr 
1 Buchst b S 1 AnlVersMedV: „Ein-
schränkung des Gehvermögens, auch 
durch…“) nahe, der mit der Regelung 
in § 146 Abs 1 S 1 SGB IX trotz der 
zum 1.7.2001 eingefügten Klammer 
übereinstimmt („Einschränkung des 
Gehvermögens (auch durch…)“; vgl 
BT-Drucks 14/5074 S 115). Zwar hat 
der erkennende Senat die inhaltsglei-
che Umschreibung der in Betracht 
kommenden Behinderungen in § 60 
Abs 1 S 1 SchwbG aF in seiner Ent-
scheidung vom 10.5.1994 als abschlie-
ßend betrachtet und psychisch er-

krankte Personen, deren Leiden nicht 
mit „Anfällen“ gleichzusetzen ist und 
nicht zu Störungen der Orientierungs-
fähigkeit führt, sondern nur zB. mit 
Verstimmungen, Antriebsminderung 
und Angstzuständen ohne Betroffen-
heit des Gehvermögens einhergeht, 
nicht in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr als erheblich beein-
trächtigt angesehen (BSG Beschluss 
vom 10.5.1994 - 9 BVs 45/93). Zugrun-
de lag der Entscheidung die besondere 
Fallgestaltung einer starken Antriebs-
minderung, deretwegen es bei Spazier-
gängen in Begleitung des Ehemannes 
gelegentlich zu – überwindbaren – Be-
wegungsstopps kam. Der Senat hat 
andererseits schon damals hervorge-
hoben, dass mit dem Kriterium des „in 
seiner Bewegungsfähigkeit im Stra-
ßenverkehr erheblich beeinträchtigten 
Personenkreises“ in §§ 59, 60 SchwbG 
aG der Kreis der Begünstigten gegen-
über den „erheblich gehbehinderten 
Körperbehinderten, Beschädigten und 
Verfolgten“ iS des früheren § 2 Abs 1 
Nr 2, 4 und 6, Abs 2 Gesetz über die 
unentgeltliche Beförderung von Kriegs- 
und Wehrdienstbeschädigten sowie 
anderen Behinderten vom 27.8.1965 
(BGBl I 978; zur Verfassungsmäßigkeit 
BVerfGE 39, 148) gerade erweitert wer-
den und auf alle Schwerbehinderten 
ohne Rücksicht auf die Ursache ihrer 
Behinderung erstreckt werden sollte 
(BT-Drucks 8/2453 S 9, 10). Hiervon 
ausgehend hat er in seiner späteren 
Entscheidung vom 13.8.1997 die in Ziff 
30 Abs 3 bis 5 der AHP 1983 (ebenso 
AHP 1996 oder auch zuletzt 2008) be-
schriebenen und Teil D Nr 1 Buchst d 
bis f AnlVersMedV entsprechenden 
Behinderungen und Krankheitsbilder in 
Parallele zur Vorgehensweise bei der 
Feststellung der gesundheitlichen Vor-
aussetzungen des Nachteilsausgleichs 
aG (hierzu jetzt Teil D Nr 3 AnlVers-
MedV; Votum zu B 9 SB 2/14 R) als 
Regelfälle typisiert und diese Typisie-
rung später bestätigt (BSG Urteil vom 
24.4.2008 - B 9/9a SB 7/06 R - SozR 
4-3250 § 146 Nr 1 RdNr 12). Bei diesen 
Regelfällen sind nach dem allgemein 
anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse die Voraussetzungen für 
das Merkzeichen G als erfüllt anzuse-
hen. Dort nicht erwähnte Behinderun-
gen sind aber keineswegs ausge-
schlossen.

Der umfassende Behindertenbegriff iS 
des § 2 Abs 1 S 1 SGB IX gebietet im 
Lichte des verfassungsrechtlichen als 
auch des unmittelbar anwendbaren 
UN-konventionsrechtlichen Diskrimi-
nierungsverbots (Art 3 Abs 3 S 2 GG; 
Art 5 Abs 2 UN-BRK, hierzu BSGE 110, 

194 = SozR 4-1100 Art 3 Nr 69 RdNr 
31) die Einbeziehung aller körperlichen, 
geistigen und seelischen Beeinträchti-
gungen. Den nicht erwähnten Behinde-
rungen sind die Regelbeispiele als 
Vergleichsmaßstab zur Seite zu stellen. 
Anspruch auf Nachteilsausgleich G hat 
deshalb auch ein schwerbehinderter 
Mensch, der nach Prüfung des einzel-
nen Falles aufgrund anderer Erkran-
kungen als den in Teil D Nr 1 Buchst d 
bis f AnlVersMedV genannten Regelfäl-
len dem beispielhaft aufgeführten Per-
sonenkreis mit gleich schweren 
Auswirkungen auf die Gehfunktion 
gleichzustellen ist (vgl BSG Urteil vom 
13.8.1997 - 9 RVs 1/96 - SozR 3-3870 
§ 60 Nr 2). Dies gilt auch für psychoso-
matische oder psychische Behinderun-
gen und Krankheitsbilder, wie das der 
Entscheidung vom 13.8.1997 ua zu-
grunde liegende Schmerzsyndrom 
oder das hier im Falle der Klägerin be-
stehende Fibromyalgie-Syndrom und 
die damit einhergehende Schmerzpro-
blematik.

Schwerbehinderte Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen und Behinde-
rungen hat der Senat schon in der Ver-
gangenheit von der Vergünstigung des 
Nachteilsausgleichs G nicht generell 
ausgeschlossen, sondern lediglich 
psychische Beeinträchtigungen, durch 
welche die Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträch-
tigt sein kann, ohne dass das Gehver-
mögen betroffen ist, auf eine Vergleich-
barkeit mit den Regelfällen bei Anfällen 
und Störungen der Orientierungsfähig-
keit beschränkt (BSG Beschluss vom 
10.5.1994 - 9 BVs 45/93 - Juris; zu 
Schmerzattacken etwa Hessisches 
LSG Urteil vom 17.2.1998 - L 4 SB 
1351/95 - Juris). Für psychische Beein-
trächtigungen, die sich spezifisch auf 
das Gehvermögen auswirken, gilt die-
se Beschränkung indessen nicht. In 
solchen Fällen sind auch andere Re-
gelbeispiele als Vergleichsmaßstab in 
Betracht zu ziehen (vgl auch LSG Ber-
lin-Brandenburg Urteil vom 16.1.2014 
- L 13 SB 51/12 - Juris RdNr 19; Vogl 
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 
2. Aufl 2015, SGB IX § 146 RdNr 16; 
Masuch in Hauck/Noftz, Stand 4/15, 
SGB IX, § 146 RdNr 50).

Der Verordnungsgeber ist allerdings 
nicht daran gehindert, die Vorausset-
zungen des Merkzeichens G dadurch 
einzuschränken, dass er für Fälle psy-
chischer Gehbehinderungen einen Ein-
zel-GdB von zB. 70 verlangt.
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